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Zweiter Abschnitt

Verfahren nach vorangegangener polizeilicher 
Strafverfügung

Voraussetzungen unil Inhalt der Strafverfügung.
§413

(1) Wo nach den Bestimmungen der Landesgesetze die 
Polizeibehörden befugt sind, eine in den Strafgesetzen 
angedrohte Strafe durch Verfügung festzusetzen, er­
streckt sich diese Befugnis nur auf Übertretungen.

(2) Auch kann die Polizeibehörde keine andere Strafe 
als Haft bis zu vierzehn Tagen oder Geldstrafe und die 
Haft, welche für den Fall, daß die Geldstrafe nicht bei­
getrieben werden kann, an ihre Stelle tritt, sowie eine 
etwa verwirkte Einziehung verhängen.

(3) Die Strafverfügung muß außer der Festsetzung der 
Strafe die strafbare Handlung, das angewendete Straf­
gesetz und die Beweismittel bezeichnen, auch die Eröff­
nung enthalten, daß der Beschuldigte, sofern er nicht eine 
nach den Gesetzen zugelassene Beschwerde an die höhere 
Polizeibehörde ergreife, gegen die Strafverfügung binnen 
einer Woche nach der Bekanntmachung bei der Polizei­
behörde, welche diese Verfügung erlassen hat, oder bei 
dem zuständigen Amtsgericht auf gerichtliche Entschei­
dung antragen könne.

(4) Die Strafverfügung wirkt in betreff der Unterbre­
chung der Verjährung wie eine richterliche Handlung.

Antrag auf gerichtliche Entscheidung.
§ 414

(1) Der Antrag auf gerichtliche Entscheidung kann bei 
der Polizeibehörde schriftlich oder mündlich, bei dem 
Amtsgerichte schriftlich oder zu Protokoll der Geschäfts­
stelle angebracht werden.
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